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Abkürzungsverzeichnis

UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et
de la communication

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

La facture pour la livraison de matériel par l'armée durant la crise du Covid-19 fait
grincer des dents plusieurs cantons. Pour faire face à la crise, l'armée a commandé des
quantités importantes de masques, gants, blouses et appareils respiratoires. Début
juin, la pharmacie de l'armée a présenté aux cantons, une seconde fois, une liste de
prix pour ce matériel. Le DDPS avait précisé que les coûts d'acquisition avaient été
préfinancés par la Confédération et que les cantons devaient alors rembourser les frais
d'achat à la Confédération. Pour les cantons comme Fribourg, le Valais et Neuchâtel, la
facture est jugée trop élevée et incohérente. D'autres cantons estiment que le procédé
de financement est peu transparent et que l'armée a commandé trop de matériel. Ils
avancent que l'armée ne facture pas son intervention lorsqu'elle intervient à titre
subsidiaire lors de catastrophe naturelle. Si pour le conseiller national François Pointet
(pvl, VD) – membre de la CPS-CN – la responsabilité d'équiper les hôpitaux incombe aux
cantons selon le plan pandémie; pour son homologue, Pierre-Alain Fridez (ps, JU), c'est
à la Confédération d'assumer l'essentiel des coûts car c'est elle qui a déclaré l'état de
nécessité. 1

ANDERES
DATUM: 30.07.2020
DIANE PORCELLANA

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Am 22. April 2020 legte der Bundesrat das weitere Vorgehen im Bereich Mobilfunk und
5G fest. Der Bundesrat würdigte die Bedeutung des Standards der fünften Mobilfunk-
Generation (5G) für die Digitalisierung ebenso, wie die Vorbehalte, die es zum Ausbau
des 5G-Netzes in Teilen der Bevölkerung gebe. Diese Vorbehalte zeigten sich etwa bei
der 2019 eingereichten Petition «Stoppt 5G in der Schweiz!» oder bei den beiden
Volksinitiativen zum Mobilfunk, welche sich im Sammelstadium befanden. Der
Bundesrat entschied, die sechs begleitenden Massnahmen umzusetzen, welche die
Arbeitsgruppe «Mobilfunk und Strahlung» in ihrem Bericht vom November 2019
vorgeschlagen hatte. Dabei sollen die Weiterentwicklung des Monitorings der
Strahlenbelastung und die Schaffung einer Beratungsstelle für nichtionisierende
Strahlung Priorität haben. Bezüglich der nichtionisierenden Strahlung entschied der
Bundesrat weiter, die Anlagegrenzwerte nicht zu lockern. Selbst die Arbeitsgruppe
«Mobilfunk und Strahlung» hatte dazu nur Szenarien, aber keine Empfehlung in ihren
Bericht aufgenommen. Das UVEK soll nun die Bearbeitung des Postulats Häberli-Koller
(cvp, TG) für einen «nachhaltigen Mobilfunk» vorantreiben und dem Bundesrat in einem
Bericht bis Ende 2021 die Möglichkeiten einer nachhaltigen Gestaltung des Mobilfunks
aufzeigen. 
Der Entscheid des Bundesrates wurde von der Presse kritisch aufgenommen: Ein
«Armutszeugnis» für den Bundesrat sei sein zögerliches Agieren bezüglich der
Grenzwerte, hiess es in einem Kommentar in der NZZ. Der Tages-Anzeiger berief sich
auf das entsprechende Szenario im Bericht der Arbeitsgruppe «Mobilfunk und
Strahlung» und schrieb, mit dem Festhalten an den geltenden Grenzwerten könnte die
vollständige Einführung von 5G zwanzig bis dreissig Jahre dauern und fast CHF 8 Mrd.
kosten. 2

ANDERES
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Der Stress am Arbeitsplatz ist in den letzten Jahren merklich angestiegen, die Zahl der
psychisch kranken Mitarbeitenden nimmt zu, und die Invalidenversicherung ist nicht
zuletzt wegen psychisch bedingter Frühpensionierungen stark defizitär. Die
volkswirtschaftlichen Gesamtkosten arbeitsbedingter Erkrankungen werden für die
Schweiz auf CHF 4.3 Mrd. pro Jahr geschätzt. Anlässlich der 5. Arbeitstagung der
Plattform Nationale Gesundheitspolitik präsentierten die Akteure aus Politik,
Wirtschaft, Medizin und Forschung erste Bausteine einer nationalen Strategie „Arbeit
und Gesundheit für die Schweiz“. Zudem verständigten sich Bund und Kantone über
eine Stärkung des gesundheitspolitischen Dialogs. 3

ANDERES
DATUM: 11.09.2003
MARIANNE BENTELI

Arbeitnehmerschutz

Im Berichtsjahr wurden verschiedene Bemühungen unternommen, um die rechtlichen
Möglichkeiten von Asbestopfern zu verbessern. Während sich der Nationalrat in
mehreren Vorstössen gegen eine Verlängerung der Verjährungsfristen ausgesprochen
hatte (beispielsweise eine parlamentarische Initiative Heim, sp, SO), soll der rechtliche
Schutz der Asbestopfer nun über das Haftpflichtrecht verbessert werden. Dazu hat der
Bundesrat das Justiz- und Polizeidepartement angewiesen eine entsprechende
Vernehmlassung vorzubereiten. Zu klären ist nicht nur die Verlängerung der absoluten
Verjährungsfristen, sondern etwa auch die Dauer der sogenannten relativen Verjährung,
welche ab Kenntnis des Schadens läuft. 4

ANDERES
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Suite à des études démontrant des disparités importantes dans la mortalité infantile et
maternelle entre population suisse et migrante, un postulat Maury-Pasquier (ps, GE) a
réclamé au gouvernement la rédaction d’un rapport sur la situation de santé maternelle
et infantile des populations migrantes, ainsi qu’une étude des moyens qui pourraient
remédier à ce problème. Suivant l’avis du Conseil fédéral, le Conseil des Etats a
transmis ce postulat. 5
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Gesundheit

Der Weltverband der Sterbehilfe beschloss im November 2014, seinen Hauptsitz von
New York nach Genf zu verlegen. In dieser Dachorganisation sind insgesamt 50 Vereine
versammelt, welche sich in unterschiedlichen Ländern dafür einsetzen, dass Individuen
den Zeitpunkt ihres Todes selbst bestimmen und sich dazu Unterstützung holen
können. Auch die hierzulande bekannte Organisation „Exit“ findet sich in der Liste der
Mitglieder. Ausgerechnet sie setzte sich allerdings mit ihrer Schwester-Unternehmung
aus Deutschland gegen den Umzug des Weltverbandes ein. Man fürchtete negative
Reaktionen, nachdem die Sterbehilfe in der Schweiz bereits mehrmals mit Fällen von
sogenanntem „Sterbetourismus“ – wenn Menschen aus Ländern, in welchen Sterbehilfe
verboten ist, für den Freitod in die Schweiz anreisen – aufgefallen war. Sie wurden
jedoch beim Entscheid von den übrigen Delegierten überstimmt. Als Begründung für
den Umzug genannt wurde einerseits die hohe Anzahl anderer Non-Profit-
Organisationen in Genf. Andererseits verlange die Stadt New York einen zu grossen
Steuerbetrag vom Dachverband. 6
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Im Dezember 2014 übernahm Nationalrat Heinz Brand (svp, GR) das Präsidium des
Krankenkassenverbandes Santésuisse. Als Ziel legte er die Sicherstellung einer
qualitativ hochstehenden Gesundheitsversorgung zu fairen Preisen fest. 7
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